
ch bin in Steinfeld, mitten im
Westwall, aufgewachsen und le-
be nach wie vor dort. Steinfeld

war durchschnitten durch den West-
wall; mitten durchs Dorf gingen die
Anlagen. Das halbe Dorf war abge-
rissen worden, um ein neues Wehr-
dorf entstehen zu lassen, das die
Kraft und Macht des Dritten Reichs
repräsentieren sollte. Auch der klei-
ne Bauernhof meiner Groß eltern war
abgerissen worden.

Das geplante Wehrdorf wurde
niemals realisiert, lediglich am Ende
des Dorfs wurde begonnen, etwas
Neues aufzubauen. Ich erinnere mich
daran, dass in meiner Kindheit die
Leute über diesen Bau immer gesagt
haben, das sei das Blindenheim. Ich
habe das zunächst nicht verstanden,
denn dort wohnten doch gar keine
Blinden. Aber die Bezeichnung woll-
te verschlüsselt darauf hinweisen,
dass man damit den Wahnsinn, die
Blindsichtigkeit dieser Abrisspolitik
kritisieren wollte. Offen kritisieren
konnte man in der Zeit des National-
sozialismus nicht, und so hat man,
wie der Volksmund das manchmal
unnachahmlich kann, diesen Begriff
ins Leben gerufen.

Meine Familie war von der Ab-
risspolitik der Nazis auf vielfache
Weise betroffen. Mein Vater wurde
nach seiner Maurerlehre wie alle
Bauarbeiter mehr oder weniger ver-
pflichtet, an der Errichtung des
Westwalls mitzuarbeiten. Dieses Zu-
sammentreffen junger Männer wurde
dazu genutzt, für den Militärdienst
zu werben, mit der Folge, dass mein
Vater als Siebzehnjähriger freiwillig
zum Militär gegangen ist.

Ich betone das, um auf die Hin-
tergründe und ideologischen Absich-
ten hinzuweisen, die weit über den
bloßen Bau eines monumentalen
Werks der Abschottung gegen Frank-
reich hinausgehen.

Auch haben die Menschen ent-
lang des Westwalls erlebt, was
Flucht bedeutet. Sie wurden zu Be-
ginn des sogenannten Frankreich-
feldzugs zum ersten Mal evakuiert:
die Frauen aus meiner Familie in den
Raum Bamberg in Oberfranken. Sie
kamen erst wieder zurück, als Paris
besetzt war und die Grenzregion
wieder besiedelt werden konnte. Die
zweite Flucht verlief dann völlig un-
geordnet, nämlich im Frühjahr 1945,
als die alliierten Truppen anrückten.
Man muss daran erinnern, wie viele
unter uns eine Fluchtgeschichte ha-
ben und wie froh man damals war,
irgendwo aufgenommen zu werden.

Als Kinder haben wir in den
Trümmern des Westwalls gespielt.
Das waren nicht gerade ungefährli-
che Spielplätze, aber für uns Kinder
war es ein Abenteuer. Mit der Zeit
hat man jedoch erkannt, dass es
nicht in Ordnung sein kann, dass es
dort nur Trümmer gibt. Im Dorf trieb
alle die Frage um, wie man wieder
ein Dach über den Kopf bekommt
und wie man es schafft, auf seinem
eigenen Grundstück, auf dem früher
mal etwas Vernünftiges gestanden
hat, wieder eine Zukunft aufzubau-
en. Dieses Thema war im familiären
Alltagsgespräch allgegenwärtig.

Hinter allem stand die große Sor-
ge: Wird es wieder einen Krieg ge-
ben? Für die Generation meiner
Großeltern und Eltern wurde es an-
gesichts des Deutsch-Französischen
Kriegs 1870/71 sowie des Ersten und
des Zweiten Weltkriegs fast schon
als ein Automatismus betrachtet,
dass so etwas wieder auf uns zukom-
men würde. Man hat die Folgen des
Kriegs noch sehr deutlich vor Augen
gehabt, weil nach 1945 nur sehr
langsam, Schritt für Schritt, wieder
neu aufgebaut werden konnte.

An der deutsch-französischen
Grenze kam noch dazu, dass durch
die Flucht und die Verweigerung der
Rückkehr ins eigene Dorf die Lage
für die Menschen zusätzlich er-
schwert worden ist. Die französische
Besatzungsmacht erklärte nach dem
Krieg die Grenzzone zum Niemands-
land, um einen Abstand zwischen
Frankreich und Deutschland zu
schaffen. Also durften die Leute
nicht im Frühjahr, sondern erst im
Herbst 1945 wieder in ihre Dörfer
zurückkehren. Bis dahin war die
Pflanzperiode jedoch vorbei, mit der
Folge, dass man selber nichts zum
Essen hatte und auch nichts hatte,
womit man tauschen konnte. Das be-
deutete, dass man weder Dachzie-
geln noch anders Baumaterial ein-
tauschen konnte, was diese Grenz-
dörfer beim Wiederaufbau gegen-
über Dörfern in anderen Regionen
stark zurückgeworfen hat.

Mein Vater hatte mir von der
Maginot-Linie auf der anderen Seite
der Grenze erzählt und davon, wie es
war, sich feindlich gegenüberzuste-
hen. Später kam dann die Infor -
mation über die blutdurchdrängten
Schlachtfelder dazu. Das alles waren
Themen, die zwar nicht in einer auf-
klärerischen Form vorgetragen wur-
den, sondern eher als Alltagssorgen
herausforderten.

Wir haben dann später erlebt,
dass die Westwall-Anlagen entsorgt
werden sollten. Mit enormem finan-
ziellem Aufwand wurde alles ge-
sprengt, plattgemacht, teilweise ver-
graben. Als ich später Bürgermeister
in Steinfeld war und nachgefragt ha-
be, warum das immer noch mit die-
sem Aufwand betrieben wird, erhielt
ich als Antwort, es ginge um die Ver-
kehrssicherung. Es sollte verhindert
werden, dass jemand in die Trümmer
geraten und sich verletzen könnte.
Dieses Ziel der Verkehrssicherung
hätte man einfacher haben können,
aber es war fast schon ein ideo -
 logisches „Aus-den-Augen-aus-dem-
Sinn“-Denken, um nicht mehr an die
schreckliche Zeit erinnert zu werden.

Vor dem Hintergrund dieser Er-
fahrungen liegt es nahe, darüber
nachzudenken, ob es nicht besser
wäre, diese Anlagen zu erhalten.
Will man aber diese Anlagen für die
Nachwelt erlebbar und erfahrbar ma-
chen, muss man sich den Herausfor-
derungen stellen. Uns war klar, dass
deren Erhalt immer mit dem Risiko
verbunden ist, dass die falschen
Gruppierungen dort ihre Begegnun-
gen zelebrieren.

Trotzdem haben sich Menschen
von beiden Seiten der Grenze getrof-
fen und mit der Frage beschäftigt,
wie man über das Abreißen hinaus
Interesse an diesem Monument we-
cken kann. Und so wurde eine Ko-
operation von Menschen geschaffen,
die interessiert sind an einem mah-
nenden Erhalt des Westwalls.

„ Redaktionell gekürztes Geleitwort
beim Stakeholder-Workshop „Pers -
pek tiven für den Westwall. Geteilte
Verantwortung für einen Grenz-
raum“, der am 26. Januar 2018 ge-
meinsam von der Evangelischen
Akademie und der Friedensakademie
Rheinland-Pfalz veranstaltet wurde.Kurt Beck.                            (Foto: epd)

Anlagen dürfen nicht
einfach verschwinden
Kurt Beck berichtet von seiner Kindheit am Westwall
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Luitpoldstrasse

Ein frischer Digitalisierungswind
weht durch die Akademie: Unsere
Website wird runderneuert. Veraltete
Module und eine nicht mehr zeitge-
mäße Ästhetik werden verabschie-
det, ab Juni präsentieren wir unsere
Arbeit in einem neuen
Licht. Die Facebook-
Seiten und unser Ju-
gendbildungsprogramm
lassen sich jedoch nicht
mehr finden. Die aktu-
ellen Entwicklungen
rund um die Social-Me-
dia-Plattform haben
den endgültigen Anlass
gegeben, uns von dort
zurückzuziehen.

Doch auch in ande-
ren Kontexten spielt die Digitalisie-
rung eine größere Rolle. Während
der Medientage mit dem Titel „Tem-
po! – Journalismus in der Beschleu-
nigungsfalle“ kam kaum eine Äuße-
rung ohne diesen Begriff aus. In den
letzten Jahren ließen sich die meis-
ten Beiträge zum Digitalisierungs-
diskurs einem von zwei Lagern zu-
ordnen. Entweder bewertete man die
Digitalisierung als große Chance für
gesellschaftlichen Fortschritt oder
betrachtete sie als unbeherrschbare
Welle, die über jeden hinwegrollt. 

Aber sowohl Optimismus als
auch Pessimismus weichen zuneh-
mend einer konstruktiven Haltung:
Ja, Digitalisierung betrifft alle Men-
schen und lässt sich nicht mehr auf-
halten. Aber sie lässt sich auch ge-
stalten. Diese Aufgabe weisen Bund
und Länder momentan der Schule
zu. Digitalisierung wird zu einer
übergeordneten Bildungsaufgabe de-
klariert, doch die Fokussierung auf
schulische Bildung geht auf falsch
verstandene Wortmeldungen zurück,
wie sie etwa die Medienwissen-
schaftlerin Caja Thimm bei den Me-
dientagen beschrieb: „Medienkom-
petenz ist von gestern, heute brau-
chen wir digitale Lebenskompe-
tenz.“ In ein ähnliches Horn stieß
der hessen-nassauische Kirchenprä-
sident Volker Jung, indem er Digita-
lisierung eine „erzieherische Aufga-
be“ nannte. Mit Erziehung und der
Vermittlung von Lebenskompeten-
zen wird automatisch das Schulwe-
sen in Verbindung gebracht, auf die-
se Weise unterschätzt man die anste-
henden Aufgaben zur Bewältigung
der Digitalisierung jedoch in erhebli-
chem Maße. Gerade auch an den
Hochschulen muss in allen Fächern
– und nicht nur in der Ausbildung
von Lehrerinnen und Lehrern – eine

Editorial Digitale Lebenskompetenz

Akademiedirektor Christoph Picker.

Ein echter Historikerstreit entzünde-
te sich auf der kirchengeschichtli-
chen Tagung der Evangelischen Aka-
demie und des Vereins für Pfälzische
Kirchengeschichte anlässlich des Ju-
biläums der pfälzischen Kirchenuni-
on. Der Landauer Historiker Erich
Schunk stellte heraus, dass der baye-
rische König mit seinem Unionsre-
skript eine Gemeindebewegung auf-
griff, ohne selbst Partei zu beziehen.
Er habe auf Zwangsmaßnahmen ver-
zichtet und den pfälzischen Protes-
tanten beträchtliche Freiräume ein-
geräumt.

Der rheinische Historiker Andre-
as Metzing hingegen betonte obrig-
keitliche Momente: Die Union lag
im Interesse der bayerischen Staats-
räson. Es ging um die Minimierung
religiöser Spannungen und um eine
möglichst einheitliche Verwaltung
der Staatskirche. Die „Hausväterbe-
fragung“ zur Union habe eher legiti-
matorischen Charakter gehabt. Die
Generalsynode war kein gewähltes,
sondern ein vom König ernanntes
Gremium. Herrin des Verfahrens sei-
en letztlich die Konsistorien in
Speyer und in München gewesen.
Metzings These erfuhr in der Dis-
kussion erheblichen Widerspruch –
mit guten historischen Argumenten,
aber auch, weil sie am Selbstbild des
pfälzischen Protestantismus kratzt:
eine Kirche, in der die Gemeinde als
„Pflanzstätte des christlichen Glau-
bens“ vor allen anderen Organen
rangiert (§ 5 Kirchenverfassung); ei-
ne Synode, die als „kirchliche Volks-
vertretung … die Inhaberin der Kir-
chengewalt“ ist (§ 66 Kirchenverfas-
sung); „ungestörte Glaubensfrei-
heit“, die für alle pfälzischen Protes-
tanten gilt (Präambel der Unionsur-

kunde).
Es ist gar nicht so leicht, zu er-

kennen, ob tatsächlich Beteiligung
drin ist, wo Beteiligung draufsteht.
Das gilt im kirchlichen Raum wie im
politischen. Es gilt genau hin zu -
schauen, ob Beteiligungsverfahren
tatsächlich Gestaltungsfreiheit eröff-
nen oder ob sie nur schöner Schein
sind. Sprich: ob es letztlich doch nur
darum geht, dass die Betroffenen ab-
nicken, was sich andere zuvor ausge-
dacht haben. 

Beteiligung ist anspruchsvoll.
Sie erfordert die Bereitschaft, sich
kundig zu machen, Interessen offen-
zulegen, zu widersprechen, Konflik-
te auszutragen, Macht zu teilen und
das Risiko einzugehen, dass andere
Lösungen herauskommen als die ei-
genen Lieblingsideen.

Ihr 

Hausmitteilung
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massive Anpassung der Curricula er-
folgen, um auf die neuen Anforde-
rungen einer sich rasant verändern-
den Arbeitswelt zu reagieren. 

Damit ist jedoch keinesfalls ge-
meint, dass Schüler und Studenten

nun programmieren ler-
nen müssten. Eine sol-
che technologiefixierte
Perspektive verkennt
die ganzheitliche Di-
mension der Digitali-
sierung. Es geht um
neue Aspekte allgemei-
ner Kompetenzen: Wie
lese, recherchiere und
interpretiere ich im
Netz? Welche Anwen-
dungen und Technolo-

gien erleichtern oder erschweren
Austausch, Zusammenarbeit oder
konzentriertes Arbeiten? Welche
Schutzmaßnahmen in der digitalen
Welt muss ich kennen und nutzen
können? Nach welchen Regeln ge-
lingt digitale Kommunikation?

Wie problematisch die Auswir-
kungen der Digitalisierung ohne sol-
che Kompetenzen bereits in kleinem
Umfang werden können, offenbarte
sich während eines Workshops der
Jungen Akademie. Wie Teilnehmer
berichteten, ist es an einigen Schulen
durchaus übliche Praxis, dass Lehrer
und Schüler in Whatsapp-Gruppen –
eine beliebte Funktion des Messen-
ger-Dienstes – als Klasse auch nach
Unterrichtsende verbunden sind und
auf diese Weise etwa vergessene
Hausaufgaben von der Lehrkraft am
Wochenende nachträglich als Aufga-
be kommuniziert werden. Ähnliche
Erlebnisse lassen sich sicherlich
auch in einigen Unternehmen finden. 

Neben der offensichtlichen Ver-
letzung des Schutzraums von jungen
Menschen und dem fragwürdigen
Verhältnis zu Datenschutz verstößt
solches Verhalten auch gegen die
Regeln des Landes Rheinland-Pfalz.
Zumeist werden Regeln in solchen
Fällen nicht bewusst ignoriert, son-
dern schlicht nicht erkannt. Hier
muss die dritte Säule eines digitalen
Bildungsvorhabens ansetzen. Auch
Professorinnen, Lehrer, Eltern und
generell Erwachsene müssen in Fort-
und Weiterbildung einen souveränen
Umgang mit der digitalen Welt erler-
nen (können). Die dafür notwendi-
gen Strukturen und die dafür not-
wendige Einsicht, auch als gebil -
deter, erwachsener Mensch dazu
neues Wissen und neue Kompeten-
zen zu brauchen, fehlen hingegen
noch zu oft.          Felix Kirschbacher

Auch Erwachsene

müssen einen

 souveränen

 Umgang mit der

digitalen Welt

 erlernen.

Die Digitalisierung war Thema einiger Veranstaltungen, aber auch im
Alltag der Akademie in den letzten Monaten. Vor allem im Zusammen-
hang mit Bildung besteht weiterhin Diskussionsbedarf, wie die dritten
Südwestdeutschen Medientage in Landau und der Junge Akademie-
Workshop „Lernen fürs Leben oder für den Lebenslauf? Zusammenhän-
ge von Bildung und Wirtschaft“ nahelegten.



Hintergrund

egierung ohne Volk“ lautet der
pathetische Titel einer Streit-
schrift, in der die Journalistin

Ursula Weidenfeld eine tiefe Ent-
fremdung von Politik und Bevölke-
rung konstatiert. Sie steht in einer
langen Reihe von Wortmeldungen,
die Krisenphänomene der repräsen-
tativen Demokratie in den Blick neh-
men: Zuschauerdemokratie (Bernard
Manin), Postdemokratie (Colin
Crouch), Fassadendemokratie (Wolf-
gang Staeck), Demokratie im Sink-
flug (Gertrud Höhler). Umfragen
scheinen die Krisenrhetoriker zu be-
stätigen: Ende 2017 bezweifelten 53
Prozent der Bundesbürger, dass es in
Deutschland tatsächlich eine Herr-
schaft des Volkes gäbe (Forsa). Ein
irritierender Befund – auch wenn 71
Prozent der Befragten gleichzeitig
angaben, sie seien mit dem politi-
schen System zufrieden. Was ist los
mit der Demokratie? Haben die Re-
gierenden tatsächlich die Bindung
zur Bevölkerung verloren?

Dass Politikerinnen und Politiker
unter zunehmendem Reputationsver-
lust leiden, das gilt nicht nur für das
Washingtoner, Brüsseler, Berliner
oder Mainzer „Establishment“, also
für diejenigen, für die Politik Beruf
ist. Auch ehrenamtliche Bürgermeis-
ter, Repräsentanten in Kommunal-
parlamenten und Ortsbeiräte sehen
sich mit wachsenden Ressentiments
konfrontiert. Die Kandidatensuche
für politische Ämter ist häufig eine
zähe Angelegenheit. Die evangeli-
sche Kirche macht im Blick auf ihre
synodal-presbyterialen Leitungs-
strukturen ähnliche Erfahrungen.
Unübersehbar ist der
Akzeptanzverlust der
politischen Parteien.
Die Mitgliederentwick-
lung ist insgesamt
rückläufig. Seit Jahren
warnen Fachleute, dass
sich ganze Bevölke-
rungsgruppen aus den
politischen Meinungs-
bildungsprozessen zu-
rückziehen. „In
Deutschland wie den
meisten anderen etablierten Demo-
kratien sind die unteren Schichten
weitgehend aus der politischen Parti-
zipation ausgestiegen“, stellt der
Berliner Demokratieforscher Wolf-
gang Merkel fest. 

Der Vertrauens- und Akzeptanz-
verlust erstreckt sich auch auf das
politische System der freiheitlichen
Demokratie als solcher. In vielen eu-
ropäischen Ländern gewinnen auto-
ritäre und populistische Optionen an
Einfluss. Das Prinzip der demokrati-
schen Repräsentation wird infrage
gestellt. Gewaltenteilung sowie
Presse- und Meinungsfreiheit gera-
ten unter Druck. In Deutschland
sorgt vor allem der Aufstieg der AfD
für Unruhe. Hierbei mögen auch
Verlustängste der etablierten politi-
schen Kräfte eine Rolle spielen. Ei-

niges spricht aber dafür, dass Grund-
sätzlicheres auf dem Spiel steht: die
Zukunft der deliberativen, auf öf-
fentlicher Meinungsbildung beru-
henden Demokratie und der freiheit-
lichen Gesellschaft insgesamt.

Die politischen Akteure reagie-
ren unterschiedlich auf
die Krisenphänomene.
Apologetische Reflexe
und Muster der Selbst-
rechtfertigung sind
durchaus nachvollzieh-
bar. Hinter solchen
Strategien aber wird
Verunsicherung spür-
bar. Im Ohr klingt mir
die Bemerkung eines
Politikers: „Wir eiern
da alle rum.“

Die Kirchen in Deutschland ha-
ben ihre Liebe zur Demokratie erst
spät entdeckt. 1933 verteidigte auch
in den Kirchen kaum jemand die De-
mokratie. Scharenweise liefen Kir-
chenvertreter und Mitglieder zur NS-
Diktatur über. Nach 1945 dauert es
40 Jahre, bis die EKD offiziell in ei-
ner Denkschrift ihre „Zustimmung
zur freiheitlichen Demokratie“ er-
klärte. Weder vom frühen Christen-
tum, noch von der Reformation führt
ein direkter Weg zur Demokratie. In-
zwischen aber ist das entschlossene
„Ja“ zur Demokratie fester Bestand-
teil der Identität der großen Kirchen
in Deutschland geworden. Zu Recht:
Die bundesrepublikanische Demo-
kratie garantiert seit 70 Jahren in ho-
hem Maße den Schutz der Men-
schenwürde, soziale Standards, indi-

viduelle Freiheitsrechte einschließ-
lich der Religionsfreiheit, Begren-
zung von Macht und einen weitge-
hend friedlichen Ausgleich konkur-
rierender Interessen. Das alles sind
Errungenschaften, die auch aus der
Perspektive des christlichen Glau-
bens nicht zur Disposition stehen
können. Die Kirchen tun also gut da-
ran, aktiv und energisch zur Gestal-
tung und Verteidigung der Demokra-
tie in Deutschland beizutragen.

Angesichts sich verdichtender
Krisenphänomene erscheint eine
grundsätzliche Beschäftigung mit
dem Zustand der Demokratie erfor-
derlich. Die Evangelische Akademie
der Pfalz wird zusammen mit den
Nachbarakademien des Rheinlands
und Hessen-Nassaus sowie mit dem
Evangelischen Büro Mainz einen
Orientierungsprozess zur „Zukunft
der Demokratie in Rheinland-Pfalz“
initiieren. Dabei werden auch unbe-
queme Fragen zu diskutieren sein:
Gibt es die Gefahr einer Abschot-
tung gesellschaftlicher Eliten – und
so etwas wie eine „Milieuveren-
gung“ des politischen Betriebs?
Überraschend wäre das nicht. Denn
professionelle Politiker und sach-
kundige Verantwortungsträger kön-
nen kaum die gesamte Gesellschaft
symmetrisch abbilden. Und doch ste-
hen sie vor der Herausforderung, ei-
nigermaßen selbstlos zugunsten an-
derer zu wirken – auch für die, deren
Lebenswirklichkeit sie nicht aus ei-
gener Anschauung kennen. 

Ein zweiter Fragenkomplex be-
trifft die Eigeninteressen der Mächti-

gen. Psychologisch wird man diesen
Faktor nicht völlig ausschließen
können. Polemisch und medial ver-
stärkt werden immer wieder Vorwür-
fe der Selbstbedienungsmentalität
und der Ämterpatronage erhoben.
Jüngstes Beispiel ist die Debatte um
die Besetzung der Direktorenstelle
der Landesmedienanstalt. Was lässt
sich dem überzeugend entgegenset-
zen? Wie dramatisch ist es, dass sich
ein Drittel der Gesellschaft aus der
politischen Teilnahme zurückgezo-
gen hat? Hält die Demokratie das
aus? Verlorene Gruppen für den poli-
tischen Prozess wiederzugewinnen,
erscheint als vordringliche Aufgabe.
Die bisherigen Strategien – auch in-
tensive Bemühungen im Bereich der
politischen Bildung – konnten hieran
bislang nichts Grundlegendes än-
dern. Schließlich: Unter welchen Be-
dingungen kann die Bereitschaft von
Bürgerinnen und Bürgern zu aktiver
politischer Partizipation gestärkt
werden? Was muss passieren, damit
der Staat nicht nur als Dienstleis-
tungsagentur, sondern als gemeinsa-
me Angelegenheit begriffen wird?

Die liberale Demokratie braucht
entschiedene Fürsprecherinnen und
Fürsprecher. Es schadet ihr, wenn sie
schlechtgeredet und verächtlich ge-
macht wird. Manche der populisti-
schen Akteure scheinen genau das zu
beabsichtigen. Schönfärberei aber
schadet der Demokratie in ähnli-
chem Maße. Krisenphänomene zu
ignorieren und kritische Anfragen
abzublenden – das wäre grob fahr-
lässig.                     Christoph Picker

R

Die Demokratie verteidigen
Debatte um die Zukunft der Gesellschaft ist notwendig

Politik- und Parteiverdrossenheit scheint ein verbreitetes Phänomen unserer Gesellschaft zu sein. Dabei besteht
die Tendenz, dass dieses Phänomen immer tiefer ins Bewusstsein der Bevölkerung dringt und – medial ver-
stärkt – die öffentlichen Debatten prägt. Akademiedirektor Christoph Picker analysiert im Essay die Hinter-
gründe und stellt ein Projekt vor, mit dem sich die Evangelischen Akademien an der Debatte beteiligen wollen.

Zentrum politischer Debatten mit nachlassender Strahlkraft: Der Deutsche Bundestag.                                             (Foto: epd)
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der Demokratie

 erforderlich. 



m persönlichen Leben sind wir im-
mer gut beraten, dem Grundsatz zu
folgen: „Man muss sich seinen

Ängsten stellen. Nur so kann man ver-
hindern, von ihnen beherrscht zu wer-
den.“ Wir wissen, dass die Verdrängung
von Ängsten schlimme Folgen haben
kann. Sie werden stärker, toben sich
aus, führen zu extrem belastenden Ver-
haltensmustern. Im privaten Umfeld ist
es also vollkommen klar, wie man mit
Ängsten umgehen muss. 

Kommen wir aber ins politische
Feld, verändert sich unser Blick auf die
menschliche Grundkonstante Angst. Es
gibt zwei extreme Denk-
und Verhaltensschulen:
Die eine setzt Angst als
Waffe ein, als ein effekti-
ves Mittel, um die öffent-
liche Meinung zu beein-
flussen, sie zu beherr-
schen und „die Masse“ zu
lenken. Die andere hat ei-
ne leicht idealisierte Vor-
stellung der politisch-öf-
fentlichen Diskussion. In
dieser sollen Ängste keine
entscheidende Rolle spielen. Das auf-
geklärte, informierte Gespräch steht im
Zentrum, und die anstehenden Ent-
scheidungen sind letztlich immer von
Fakten geprägt und an der Vernunft ori-
entiert. 

Wer sich mit amerikanischen Wahl-
kämpfen beschäftigt, wird nicht umhin-
kommen, sich mit dem Thema „Negati-
ve Campaigning“ auseinanderzusetzen.
Damit ist gemeint, dass man den eige-
nen Wahlkampf nicht nur darauf ver-
wendet, positiv die eigenen Vorschläge
zu beschreiben, sondern aggressiv und
nach allen Regeln der Kunst den politi-
schen Konkurrenten offen oder ver-
deckt attackiert. „Negative Campai-
gning“ ist darauf gerichtet, das Vertrau-
en in den konkurrierenden Kandidaten
grundlegend zu erschüttern und Wähler
davon abzuhalten, für ihn die Stimme
abzugeben. Das ist kein neues Phäno-
men und erst recht nicht abhängig von
einer zeitgemäßen Social-Media-Um-
gebung. Man kann die Wahlkämpfe der
Vergangenheit anschauen und findet
dafür immer Beispiele.

In Deutschland gehörte es sehr lan-
ge zum guten politikwissenschaftlichen
Ton, zu behaupten, dass „Negative
Campaigning“, und damit das Spiel mit
der Unruhe und der Angst, hierzulande
nicht wirklich funktionieren würde. Die
Argumentation ging meist folgender-
maßen: Deutschland sei sehr harmonie-
orientiert, der Stil und die Art des Um-
gangs spielen eine große Rolle, und es
würde von den Wählern abgestraft,
wenn man mit den Mitteln des „Negati-
ve Campaigning“ arbeiten würde. Ich
persönlich halte das für ziemlichen Un-
sinn. Jeder Wahlkampf arbeitet mit
Hoffnung und Sorge. Für die Union

führten alle Wege des Marxismus nach
Moskau, und für mich als jungen Sozi-
aldemokraten war es 1980 wichtig,
„Strauß zu stoppen, damit die Demo-
kratie nicht in Gefahr gerät“. 

Die Abmischung zwischen einer
Hoffnungslinie und einer Sorgelinie,
zwischen Angebot und Angriff, zwi-
schen Vertrauen und Angst ist in jeder
Kampagne anders und verändert sich
auch oft während der Wahlkämpfe. Alle
politischen Themen sind mehr oder we-
niger aufgeladen mit Emotionen, Wert-
orientierungen, Erfahrungen, Vorurtei-
len, Hoffnungen und Sorgen. In man-

chen Situationen verdich-
tet sich das, es eskaliert
und hat dann eine enorme
Hebelwirkung auf die Po-
litik. So besteht aus mei-
ner Sicht kaum ein Zwei-
fel daran, dass der Atom-
ausstieg im Jahr 2011 oh-
ne die Bilder von explo-
dierenden Atomkraft-
werksanlagen in Japan
nicht so schnell gekom-
men wäre. Oder denken

wir an den 11. September 2001. Jeder
wird wissen, was er an diesem Tag ge-
macht hat. Und die allermeisten werden
sich an die Erklärung von Bundeskanz-
ler Schröder, neben ihm Joschka Fi-
scher und Otto Schily, erinnern, die Si-
cherheit und Ruhe geben wollten. Ein
anderes Beispiel: 2008, als in den USA
die Bankenkrise eskalierte, Lehmann
Brothers dichtmachen musste, die Hy-
po Real Estate ins Schlingern kam;
Bundeskanzlerin Merkel und Finanzmi-
nister Steinbrück traten vor die Presse
und versuchten Ängste zu nehmen, Pa-
nik zu verhindern.

Für die Politik ist es in solchen Si-
tuationen weniger die Frage, ob Angst
ein Erfolgsfaktor ist, sondern wie man
einer dramatischen Unruhe und Unsi-
cherheit begegnet, die Ängste an-
spricht, einordnet und daraus eine
nachvollziehbare Konsequenz zieht.
Politische Entscheider müssen also im-
mer die Ebene des Vertrauens, der
Hoffnungen, der Sorge und der Ängste
im Blick haben. Man muss sie verste-
hen und eine eigene, souveräne Hal-
tung dazu haben.

Dies gilt natürlich noch mehr in
Wahlkämpfen. Hier treffen wir die de-
mokratische Entscheidung über Macht-
verteilung und Richtung der Politik. Ei-
ne Wahl hat keine Nachspielzeit und er-
hebliche Konsequenzen für alle Betei-
ligten. Alle, die Wahlkämpfe schon ein-
mal aus nächster Nähe erlebt haben,
wissen, wie hoch der Druck ist. Wir re-
den eben auch von einem Kampf. Der
Begriff macht schon klar, dass es zu-
weilen konfrontativ zugeht. Die
Schrittfolge ist zunächst, dass eine Par-
tei die strategische Ausgangslage be-
trachtet: Was sind die wesentlichen po-

litischen Herausforderungen? Wo hat
man Stärken und Schwächen? Wie ist
man in der Parteienkonkurrenz positio-
niert? Wie ist die personelle und wie
die operative Aufstellung? Und wie ist
das Wählerpotenzial?

Danach beginnt man mit einer de-
taillierteren Planung. Die Parteien müs-
sen in einem Wahlkampf, der auf 60
Millionen Wähler zielt, ganz unter-
schiedliche Gruppen ansprechen und
von sich überzeugen. Die Mentalitäten
sind unterschiedlich. Der Mensch in
Mecklenburg-Vorpommern „tickt“ an-

ders als der Rheinländer. Manchmal
gibt es vielleicht große, verbindende
Themen, aber meistens ist es sehr
schwer, einen gemeinsamen Nenner in
einer Wahlkampagne zu finden. Wert-
orientierungen, Haltung zu Personen
und Emotionen spielen eine zentrale
Rolle. Und es sind dann Grundmuster,
die aktiviert werden: Man steht auf der
richtigen, auf der guten Seite. Gemein-
sam gegen „die da oben“. Man will
„Denkzettel verteilen“. 

In den vergangenen Jahren findet
der Austausch der Argumente auf dem

gemeinsamen Marktplatz der Demokra-
tie immer weniger statt. Es wird immer
intensiver die eigene Fankurve ange-
sprochen, es wird mit Teilräumen kom-
muniziert. Das gemeinsame Gespräch,
bei dem man sich unterschiedliche Ar-
gumente anhört und dann zu einer Ent-
scheidung kommen kann, findet immer
weniger statt. Stattdessen gibt es ober-
flächliche Gesprächssimulationen in
unzähligen Talkshow-Formaten.

Auch das verändert grundlegend
unsere politische Kultur und reduziert
die Fähigkeit der Gesellschaft, rational

mit Ängsten umgehen zu können. Als
Wahlkampfmanager sollte man die Un-
tiefen kennen und damit verantwortlich
umgehen. In den vergangenen Jahren
konnte man vielleicht auf solche Frage-
stellungen entspannter schauen und da-
von ausgehen, dass Ausreißer bestraft
werden und unser politisches System
zur Selbstkorrektur in der Lage ist.
Heute bin ich mir darüber nicht mehr
so sicher. Die Parteien stehen meines
Erachtens vor der Aufgabe, eine neue
Form der politischen Kommunikation
aufzubauen, die Menschen erreicht und

mobilisiert, ohne zum einfachen und
billigen Mittel der Polarisierung zu
greifen. Man kann an der vollkommen
zerrütteten politischen Landschaft in
den USA erkennen, wohin es führt,
wenn man sich nur noch in Freund-
Feind-Kategorien begegnet.

Wenn wir uns das Themenfeld Zu-
wanderung ansehen, hat das in Wahl-
kämpfen ja seine eigene Geschichte.
Ich erinnere nur an den Landtagswahl-
kampf in Hessen von Roland Koch, der
intensiv gegen die doppelte Staatsbür-
gerschaft mobilisierte; oder Jürgen
Rüttgers als Ministerpräsident in Nord-
rhein-Westfalen mit seiner
„Kinder statt Inder“-Kam-
pagne. Aber das war alles
ein harmloses Spiel mit
Emotionen und Ängsten,
wenn wir es mit den
Landtagswahlkämpfen der
vergangenen zwei Jahre
und der Bundestagswahl
vergleichen. Die AfD ist
mit ihren Kampagnen vol-
ler Ressentiments in viele
Landtage und den Bundes-
tag eingezogen.

Schon nach einigen Monaten zeigt
sich, dass der Einzug rechter Demago-
gen in den Parlamenten das politische
Klima verändert und das Verhalten von
CDU, CSU, SPD, Grünen und Links-
partei nachhaltig beeinflusst. Aber es
geht darüber hinaus und betrifft auch
Unternehmen, Gewerkschaften oder
auch die Kirchen.

Herausgefordert von dem demago-
gischen Unsinn sagt man nicht „Ich ha-
be Angst, in die Konfrontation zu ge-
hen“, sondern es wird etwas vernu-
schelt dargestellt. „Wir spielen deren
Spiel nicht mit“, „Wir springen nicht
über jeden Stock, der uns hingehalten
wird“ – so oder ähnlich wird dann tak-
tisch räsoniert. Das mag richtig sein,
wenn man es mit einer Randerschei-
nung der öffentlichen Kommunikation
zu tun hat. Dann muss man in der Tat
keine weitere Bühne bauen. Aber wenn
es die zentralen Debatten sind und man
mit diesen Begründungen verstummt,
nimmt man in Kauf, dass die Feinde
der Demokratie und der Toleranz den
öffentlichen Diskurs bestimmen.

Nicht anders sind aus meiner Sicht
die aktuellen Äußerungen aus der CSU,
aber auch aus der sächsischen CDU zu
verstehen. Die Angst vor Landtagswah-
len führt zum intellektuellen Kurz-
schluss. Man hofft, durch eine eigene
Ausgrenzungsrhethorik („Der Islam ge-
hört, egal in welcher Form, nicht zu
Deutschland“) wieder Boden gutzuma-
chen. Da diese Strategie nun schon seit
einiger Zeit ausprobiert wird und die
Werte der AfD stabil bleiben, wäre es
eigentlich klug, die Prämissen dieses
strategischen Ansatzes einmal zu über-
prüfen.

Viele Menschen engagieren sich in
demokratischen Initiativen, Netzwer-
ken, demonstrieren und argumentieren.
Sie machen das mit Ausdauer und auch
in Regionen, in denen es eben nicht so
einfach ist wie etwa in Tübingen, für
Weltoffenheit und Toleranz zu sein.
Dieses Engagement ist stark, und man
kann nur froh sein, dass es so viele
sind. Aber: Die Dauerempörung ist an-
strengend, und sie nutzt sich schnell ab.
Das ist das Problem, mit dem man um-
gehen muss, wenn einem die schritt-
weise Verschiebung des Sagbaren nicht
kaltlässt. 

Wenn wir die Entwick-
lung der politischen Land-
schaft – und dies gilt nicht
nur in Deutschland – für
ein Risiko der Demokratie
halten und nicht einfach
nur hoffen wollen, dass
„die Gespenster wieder
verschwinden“, stellt sich
die Frage, was man tun
kann. Wir wissen, es gibt
nicht den einen archimedi-
schen Hebel, und man

sollte auch nicht nur anderen Aufgaben
zuordnen. Was kann man also tun? Da-
zu nur drei Vorschläge:

Zum Ersten: die eigene Sprache
sehr bewusst und aktiv benutzen. Man
hat jeden Tag unzählige Gelegenheiten,
direkt oder im Netz die Diskussion of-
fen, aktiv, wertschätzend, neugierig
und vor allem deeskalierend zu führen.
Es sind kleine Beiträge, aber sie sum-
mieren sich zur Gesprächskultur oder
eben zur Gesprächs-Unkultur über die
öffentlichen Angelegenheiten.

Zum Zweiten: seriöse Medien aktiv
unterstützen. Es gibt viele Journalisten,
die jeden Tag gewissenhaft und ausdau-
ernd Meinung und Information erkenn-
bar trennen, die Quellenapparate über-
prüfbar machen und in der Lage sind,
Komplexität verständlich darzustellen.
Man kann diese Medien unterstützen,
indem man sie abonniert, zitiert und
weiterempfiehlt.

Zum Dritten: demokratische Struk-
turen stärken. Ob man dies in einer Par-
tei tut oder in den vielfältigen Struktu-
ren der Vereine und Verbände, ist nach-
rangig. Wichtig ist, sich zu organisieren
und mit anderen Menschen „Inseln der
Vernunft“ zu bilden, die man dann mit-
einander vernetzt. Das ist enorm wich-
tig, denn lebendige demokratische
Strukturen sind die beste Versicherung
gegen ein abermaliges Abgleiten unse-
rer Gesellschaften in Verhaltensweisen,
die wir für überwunden glaubten. 

Und bei all dem wird man umso er-
folgreicher sein können, wenn man in
der Lage ist, Ängste zu erkennen, zu
verstehen und aktiv anzusprechen. Man
muss ihnen auf den Grund gehen und
darf sich dabei nicht beirren und provo-
zieren lassen.             Kajo Wasserhövel

Dokumentation

Demokratische Strukturen stärken: Demonstrationen gegen Hetze und Populismus sind wichtige Säule der Zivilgesellschaft.                                                                      (Foto: epd)

Inseln der Vernunft bilden 
gegen Angstmacherei in der Politik
Demokratie im Panikschub: Wie in Wahlkämpfen die Öffentlichkeit manipuliert wird
In der Reihe „Landauer Akademiegespräche“, die von der Evangelischen Aka-
demie gemeinsam mit dem Frank-Loeb-Institut an der Universität Landau und
der Stadt Landau veranstaltet werden, lautete am 8. November das Thema
„Angst als politischer Erfolgsfaktor“. Einer der Referenten war der frühere
Bundesgeschäftsführer und Wahlkampfleiter der SPD, Kajo Wasserhövel. Was-
serhövel, der heute Geschäftsführer der Strategieberatung „elephantlogic“ ist

und Unternehmen, Verbände und Gewerkschaften in Sachen Kommunikation
berät, war in den 1990er Jahren Mitarbeiter von Franz Müntefering und sam-
melte in dieser Zeit Erfahrungen mit der Durchführung von Wahlkampagnen.
Als intimer Kenner des politischen Geschäfts berichtet er in seinem Vortrag,
den wir im Folgenden dokumentieren, auf welche Weise das Thema Angst in
der Vergangenheit in Wahlkämpfen strategisch eingesetzt wurde. 
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Werkstatt

Zentraler Hebel für den Wandel hin
zu nachhaltigem Wirtschaften sind
reflektierte Entscheidungsträger, die
Verantwortung übernehmen und in-
novativ handeln. Da ein Großteil der
Fach- und Führungskräfte Hoch-
schulen besucht hat beziehungsweise
besuchen wird, kommt diesen gesell-
schaftlichen Institutionen eine wich-
tige Rolle zu. Sie müssen die Vo-
raussetzungen und Fähigkeiten für
reflektierte Entscheidungen und den
Umgang mit komplexen Herausfor-
derungen schaffen, denn während
der Studienzeit lernen Studierende
nicht nur Fachwissen, sondern auch
soziale Kompetenzen und den Wer-
tekanon der Hochschule kennen. Auf
diese Art und Weise, so wie in Un-
ternehmen auch, prägen sich Verhal-
tensmuster aus, die sich an der Grup-
pe orientieren. Umso wichtiger ist
es, dass die Hochschulen Ihre Vor-
bildfunktion wahrnehmen. 

Dabei spielt nicht nur das Thema
Nachhaltigkeit eine Rolle. Einige
Hochschulen haben sich diesem The-
ma nämlich schon angenommen, bie-
ten Module oder gar ganze Studien-
gänge zum Thema an, achten auf ei-
nen nachhaltigen Betrieb – auch
wenn weiterhin noch viel Luft nach
oben ist. Wichtig ist jedoch, und die-
ses Thema kommt leider noch viel
zu kurz, eine ethische Reflexion des
eigenen Verhaltens und bestehender
Handlungsmuster in der Gesell-
schaft. Nachhaltigkeit mag als kol-
lektives Ziel durch entsprechende
demokratische Instanzen festgelegt
worden sein, die dieses Ziel nicht

nur definieren (beispielsweise der
Brundtland Bericht und die Agenda
2030 der Vereinten Nationen), son-
dern auch durchsetzen, wie etwa im
Kyoto-Protokoll und im Pariser Ab-
kommen. 

Aber die Art und Weise, wie die-
ses Ziel erreicht werden soll und wie
die Ausgestaltung des Ziels im De-
tail auszusehen hat, ist oftmals ein
Streitpunkt. Das liegt daran, dass in
einem globalen Prozess viele Men-
schen mit unterschiedlichen Werte-
vorstellungen und Kulturverständ-
nissen mitwirken. Nachhaltigkeit
mag für die Managerin eines globa-
len Konzerns erst einmal was ande-
res bedeuten als für einen buddhisti-
schen Mönch, ebenso wie es für die
Landwirtin in einem Schwellenland
anders ist als für den Eigentümer ei-
nes Familienbetriebs im Dorf um die
Ecke. Das Ziel „nachhaltige Ent-
wicklung“ mag zwar legitim sein, da
es dem gesellschaftlichen Wohl als
Ganzem dient, aber die „Richtigkeit“
der konkreten Ausführung von Ver-
halten ist nicht automatisch mit ein-
geschlossen. Es können durchaus un-
terschiedliche subjektive und objek-
tive Meinungen darüber existieren,
ob eine Maßnahme sinnvoll, legitim
und zielführend ist. 

Die Aufgabe unserer Zeit liegt
also nicht nur in den Herausforde-
rungen, die sich uns im Rahmen der
nachhaltigen Entwicklung stellen,
sondern auch – und vor allem – in
ihrer Umsetzung. Und genau das ist
der Grund, weshalb Studierende an
einer Hochschule nicht nur ihr Fach

und die damit verbundenen Proble-
matiken für eine nachhaltige Ent-
wicklung der Gesellschaft lernen
sollten, sondern auch einen reflek-
tierten Umgang damit und die Fähig-
keit zum kritischen Denken. 

Dies ist natürlich kein Thema
für ein Wochenendseminar. Damit
Hochschulen ihre Studierenden zu
einer ethischen Reflexion ihres Han-
delns und des Handelns anderer be-
fähigen können, müssen sie auf un-
terschiedlichsten Ebenen ansetzen:
in der Lehre und Forschung, im Be-
trieb und der Governance der Hoch-
schule und im Transfer des Wissens
von der Hochschule in die Gesell-
schaft und vice versa. 

Die Umsetzung ist beim Thema
Ethik nicht ganz so einfach wie beim
„klassischeren“ Thema Nachhaltig-
keit, wo entsprechend Stellschrauben
schnell gefunden sind, wie beispiels-
weise Energieeffizienz durch ent-
sprechende Beleuchtung, Angebot
regionaler und vegetarischer Gerich-
te in der Mensa oder auch eine grüne
Campusgestaltung. Denn der Einbe-
zug der Ethik in die Hochschulen be-
deutet eine zunehmende Auseinan-
dersetzung und Infragestellung be-
stehender Handlungsmuster, die
Konfrontation mit Dilemmata, einer
breiten Diskursführung und dem
Aushalten von Kompromissen,
Streitpunkten, anderen Meinungen,
Rückschlägen und langen Prozessen,
bis sich der Erfolg einstellt. 

Es ist es dennoch umso mehr
wert, den Schritt als Hochschule zu
gehen und ethische Fragestellungen

Kritisch denken gefragt
Notwendigkeit für Ethik an Universitäten und Hochschulen
Während Nachhaltigkeit an immer mehr Hochschulen auf die Tagesordnung rückt, spielt das Thema Ethik im
Uni-Alltag noch kaum eine Rolle. Der Akademie-Partner „sneep e.V.“ (student network for ethics in economics
and practice) will dies mit einer neuen Initiative ändern: Sneep und weitere studentische Organisationen haben
im letzten Jahr ein Positionspapier zu „Nachhaltigkeit und Ethik an Hochschulen“ veröffentlicht, dessen Forde-
rungen und Argumentation die „sneep“-Vorstandsvorsitzende Loreen Wachsmuth hier vorstellt.

zunehmend in der Lehre aufzugrei-
fen – ob als verpflichtendes Fach für
jeden oder als integraler Bestandteil
in allen Fächern. Wichtig ist aber,
dass die Hochschulen ein Gespür da-
für entwickeln, engagierte Lehrende
und Studierende unterstützen und ih-
re Vorbildrolle einnehmen.

Hier kommen die aktuellen Ent-
wicklungen in der Hochschulland-
schaft ins Spiel: Ein Zusammen-
schluss von vier studentischen Orga-
nisationen, neben „sneep e.V.“ sind
dies „netzwerk n e.V.“, „Weitblick
e.V.“ und „Was bildet ihr uns ein?
e.V.“, hat 2017 das Positionspapier
„Nachhaltigkeit und Ethik an Hoch-
schulen“ verfasst, um eine Samm-
lung der wichtigsten Forderungen zu
Lehre, Forschung, Betrieb und Go-
vernance kommunizieren zu können.
Das Papier ist über einen langen
Austauschprozess innerhalb dieser
vier Organisationen und im Dialog
mit Experten aus der Hochschule
und Zivilgesellschaft entstanden. Je-
de Person kann sich dieses Papiers
bedienen, um eigene Entwicklungen
an der Hochschule anzustoßen. 

Studierende wollen diesen Pro-
zess von unten heraus angehen, sie
sind aber auch auf die Unterstützung
von allen anderen Seiten angewie-
sen. Das bedeutet, dass Privatperso-
nen, Hochschullehrende, Unterneh-
men, zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen und studentische Vereine die-
ses Papier mit unterstützen können.
Das heißt aber ebenso, dass auch auf
anderen Ebenen aktiv mit in den
Prozess eingegriffen werden muss.
So gibt es beispielsweise mit „UN
PRME“ (UN Principles for Respon-
sible Management Education) oder
dem Netzwerk „NOCH-N“ zwei
weitere Vereinigungen, die als Leh-
rende beziehungsweise Hochschulen
selbst das Thema Verantwortung und
Ethik sowie Nachhaltigkeit voran-
treiben wollen.     Loreen Wachsmuth

Ethik soll im Hochschulalltag stärker gewichtet werden: Haus der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften in Frankfurt.  (Foto: epd)

Information
Das Positionspapier kann durch
die Unterschrift auf der gleichna-
migen Petition oder durch ein
 Logo/Statement auf folgender
Website unterstützt werden:
http://www.nachhaltige-hoch-
schulen.de/unterzeichnen/

Initiative Nachhaltigkeit und
Ethik an Hochschulen (2017):
 Positionspapier Nachhaltigkeit
und Ethik an Hochschulen.
 Online abrufbar unter: http://
www.nachhaltige-hochschulen.de/
[13.05.2018]

„sneep“, student network for
ethic in economics and practice
(2018): Studiengangsliste. Online
abrufbar unter: http://www.sneep.
info/angebote/studiengangsliste/
[13.05.2018]



Menschen

Herr Minister Wissing, welche Moti-
ve stehen hinter Ihrem Engagement
in der Evangelischen Akademie?

Freiheit und Christentum gehö-
ren zusammen. Der christliche Glau-
be basiert auf der Freiheit des Ein-
zelnen, sich der Gnade Gottes zu
öffnen und Verantwortung zu über-
nehmen. Ich unterstütze die Evange-
lische Akademie, weil sie durch en-
gagierte Bildungsarbeit dabei hilft,
wahrhaftige Antworten auf die Fra-
gen unserer Zeit zu finden. Die ra-
santen Veränderungen in der Welt,
die Einwanderung nach Deutschland
und das Erstarken extremistischer
Parteien sind beispielsweise Anlass
und zugleich Chance für eine Rück-
besinnung. Für Christen greift es zu
kurz, andere Kulturen und Werte als
fremd abzulehnen. Wir müssen uns
vielmehr als Gesellschaft bewusst
sein, was uns ausmacht. Hier können
die Kirchen einen wertvollen Beitrag
leisten, Fehler zu vermeiden. Das
symbolische Aufhängen von Kreu-
zen in Behörden, wie jüngst in Bay-
ern geschehen, ist in Wahrheit nur
ein Ausgrenzen anderer. Die Kirchen
haben sich von dieser Politik deshalb
zu Recht distanziert. Das Kreuz wird
missbraucht, wenn es zum Symbol
der Ablehnung anderer wird. Die
Botschaft des Todes Jesu Christi ist
grenzenlose Liebe, nicht Abgren-
zung oder gar Ablehnung. Wenn wir

das Vermächtnis der Taube mit dem
Ölblatt als kulturstiftend ernst neh-
men, müssen wir andere einladen,
das mit uns zu teilen, was uns als
freie, christlich-abendländisch ge-
prägte Gesellschaft ausmacht. Nur
auf dieser Grundlage kann Integrati-
on gelingen. Niemand kann sich in
eine Gesellschaft integrieren, die
selbst nicht aus Überzeugung lebt,
was sie als ihren Kern definiert. 
Wie beurteilen Sie die Ausrichtung
der Jungen Akademie auf wirt-
schaftsethische Fragen, und welche
Bedeutung messen Sie dem Zertifikat
für ökonomische und wirtschaftsethi-
sche Bildung bei?

Wirtschaft braucht Ethik, und
Marktwirtschaft braucht Verantwor-

tung. Die Finanzkrise war das Mene-
tekel einer Wirtschaft, die sich ihrer
Verantwortung zu entledigen suchte.
Auch die Manipulationen in der Au-
tomobilindustrie sind Indizien dafür,
dass es um die Verankerung von Ver-
antwortung in der Wirtschaft nicht
gut bestellt ist. Wenn Manager ihre
Millionengehälter damit rechtferti-
gen, sie trügen Verantwortung für
das Gesamtunternehmen, sich im
Krisenfall aber regelmäßig weigern,
diese auch tatsächlich zu überneh-
men, zeugt das von einem enormen
Werteverfall. Unseren Wertvorstel-
lungen entspricht das Bild des Kapi-
täns, der als Letzter das sinkende
Schiff verlässt. Heute hat man viel-
fach den Eindruck, die Manager ge-
hen als Erste und nehmen die Vorrä-
te mit. Die Marktwirtschaft eröffnet
Freiräume zur Eigenverantwortung,
nicht zur Selbstbedienung auf Kos-
ten anderer. Marktwirtschaft darf
keine Arena sein, mit einem rechts-
freien Platz in der Mitte, der von ge-
setzlichen Regelungen umgrenzt
wird. Sie setzt auf verantwortungs-
bewusste Menschen, die zwar öko-
nomisch, aber gleichzeitig auch
ethisch handeln. Die soziale Markt-
wirtschaft war ein Erfolgskonzept
für den Aufbau des Wohlstands. Um
nicht nur den Wohlstand, sondern
auch den Zusammenhalt der Gesell-
schaft zu sichern, brauchen wir auch

in ökonomischen Fragen die Rück-
besinnung auf unsere Werte. Was wir
aber nicht brauchen, ist die Abschaf-
fung der Marktwirtschaft, auch nicht
in Teilen. Die Marktwirtschaft ist die
einzige freiheitsstiftende Marktord-
nung und zugleich das Spiegelbild
unserer Demokratie. Deshalb setze
ich mich für Wirtschaftsethik ein.
Das Land Rheinland-Pfalz verfolgt
eine Strategie zur Digitalisierung.
Welche ethischen Implikationen sind
Ihnen dabei wichtig?

Die Digitalisierung erfasst alle
gesellschaftlichen Bereiche mit einer
enormen Dynamik. Es ist schwierig
für den Gesetzgeber, mit den Ent-
wicklungen Schritt zu halten. Die
Digitalisierung ist aber ein Beleg da-
für, wie wichtig die ethische Orien-
tierung der verantwortlich Handeln-
den ist. Geschäftsmodelle, die im
Kern darauf basieren, Steuern und
Sozialleistungen zu umgehen, um so
den eigenen Profit zu steigern, sind
destruktiv. Sie bieten nicht nur kei-
nen gesellschaftlichen Mehrwert,
sondern sind eine Gefahr. Gleich-
wohl bietet die Digitalisierung auch
enorme Chancen. Besonders men-
schenfreundlich finde ich die Chan-
cen der Individualisierung, die uns
der digitale Wandel bietet. Auf den
eigenen Lebenswandel zugeschnitte-
ne Arbeits- und Mobilitätsangebote,
die Ressourcen schonen und gleich-
zeitig neue Entfaltungsmöglichkei-
ten bieten, sind große Chancen. Weil
ich den Schutz der Entscheidungs-
freiheit des Einzelnen als eine der
wichtigsten politischen Aufgaben
ansehe, freue ich mich über die
Möglichkeiten, die uns die Digitali-
sierung bietet. Und dabei gilt für
mich, frei nach Martin Luther: Der
Mensch in der digitalisierten Welt ist
ein freier Mensch, der zusätzliche
Verantwortung für seine neuen Mög-
lichkeiten zu tragen hat.

Freiheit und Engagement
Volker Wissing über ethische Implikationen des Glaubens
Der rheinland-pfälzische Minister für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und stellvertretende
Ministerpräsident, Volker Wissing, ist Mitglied im Kuratorium der Evangelischen Akademie der Pfalz. Der pro-
movierte Jurist und FDP-Landesvorsitzende entstammt einer evangelischen Familie in der Südpfalz. Für die
„Protexte“ sprach Martin Schuck mit ihm über die Gründe für sein Engagement in der Evangelischen Akade-
mie, besonders über die wirtschaftsethische Ausrichtung des Programms der Jungen Akademie.

Freunde suchen Freunde

Einladung zur Mitgliedschaft. Wir unterstützen und begleiten
die Arbeit der Akademie. Wir setzen uns mit Fragen der Zeit aus-
einander, am liebsten gemeinsam mit anderen. Mit unseren Akti-
vitäten wollen wir unserer Region neue Impulse geben und einen
Dialog aktueller Themen ermöglichen. Wir engagieren uns nicht
nur persönlich und finanziell ,  sondern auch ganz bewusst durch
eigene Veranstaltungen wie Vorträge, Ta     gungen und Publikationen.
Unser Jahresbeitrag beträgt 30 Euro. Auch über zusätzliche Spenden freuen wir uns
und stellen Ihnen auf Wunsch eine steuerlich anerkannte Spendenbescheinigung aus.
Ihre Vorteile als Mitglied: „ Sie werden zu den Veranstaltungen der Akademie
und des Freundeskreises eingeladen. „ Sie werden bei Veranstaltungen mit begrenzter
Teilnehmerzahl bevorzugt.  „ Sie erhalten kostenlos die Akademiezeitung Protexte
und Informationen über weitere Veröffentlichungen.

Gesellschaft der Freunde 
der Evangelischen Akademie 

der Pfalz e.V.

So werden Sie Mitglied:
Rufen Sie uns einfach an, 
wir senden Ihnen die Bei-
trittserklärung mit allen
 weiteren Informationen, 
Telefon 0 63 41 / 9 68 90-30,
oder senden Sie uns eine 
E-Mail: info@eapfalz.de. 
Oder schreiben Sie uns kurz:
Evangelische 
Akademie der Pfalz,
Luitpoldstr. 10, 76829 Landau

Werner Simon, Vorsitzender

Volker Wissing.                      (Foto: pv)



Service

Was wollen Sie wissen?
Vorname Name

Straße/Nr.

PLZ/Ort

Tel. privat Tel. dienstlich

E-Mail Beruf
So kommen Sie an mehr Informationen: Rufen
Sie uns an unter 0 63 41 / 9 68 90-30 oder füllen Sie diesen
Coupon aus. Sie können ihn uns faxen unter
0 63 41/ 9 68 90-33 oder mit der Post senden: Evangeli-
sche Akade mie der Pfalz, Luitpoldstr. 10, 76829 Landau.
Wer schnell an ganz aktuelle Informationen kommen
will ,  besucht uns im Internet unter www.eapfalz.de

Aus dem Akademieprogramm
Stand Mai 2018

7. Juni 2018, 19:30 Uhr, Heinrich Pesch Haus, Ludwigshafen
Die Versuchung zur Macht und das Elend der Flüchtlinge
Menschen werden zur Flucht gezwungen, auch weil andere rücksichtslos
ihre eigenen Interessen verfolgen. Die Versuchungen von Reichtum und
Macht sind Triebfedern von Gewalt und Mitursachen von Kriegen. Doch
sie finden sich nicht nur an den politischen Schalthebeln. Auch im alltäg -
lichen und beruflichen Leben spielen Egoismen eine entscheidende Rolle.
In der Bibel wird geschildert, wie Jesus den Versprechungen irdischer
Herrschaft widersteht. 
Referent: Peter Balleis SJ, Executive President von „Jesuit Worldwide
Learning“ in Genf. In Kooperation mit dem Christlich-islamischen
 Gesprächskreis Ludwigshafen.

8. bis 10. Juni 2018, Internationale Jugendherberge Heidelberg
FAIRreisen – Tourismus und Nachhaltigkeit
Wie ist der Wirtschaftszweig „Tourismus“ aufgebaut? Welche sozialen und
kulturellen Funktionen haben Reisen? Und lassen sich Tourismus und
Nachhaltigkeit überhaupt vereinbaren?
In Kooperation mit der Evangelischen Akademie Baden. Für Jugendliche
und junge Erwachsene zwischen 15 und 26 Jahren.

14. und 15. Juni 2018, Butenschoen-Haus, Landau
Denkwerkstatt „Zukunft der Demokratie in Rheinland-Pfalz“
Landespolitiker, Fachleute und Beobachter des politischen Betriebs disku-
tieren die tief greifenden Verschiebungen, mit denen die parlamentarische
Demokratie derzeit konfrontiert ist. Auf persönliche Einladung.

15. Juni 2018, 18.30 Uhr, Butenschoen-Haus, Landau
Verleihung des Jugendpreises für engagierte Querdenker 2018
und des Zertifikats „Wirtschaft und Ethik“
Mit dem Jugendpreis zeichnet die Evangelische Akademie jährlich junge
Menschen aus, die mit einem Projekt Themen, Herausforderungen oder
Probleme mit gesellschaftlicher Relevanz bearbeiten und reflektieren. Im
Rahmen der diesjährigen Verleihung werden auch erstmals die Absolven-
ten des Zertifikats „Wirtschaft und Ethik“ ausgezeichnet 

13. September 2018, 19.30 Uhr, Heinrich Pesch Haus, Ludwigshafen
Das Alevitentum – zwischen Unterdrückung und Selbstfindung
Das Alevitentum durchläuft in Deutschland eine Phase der Befreiung aus
äußeren Zwängen. Zum ersten Mal in seiner Geschichte wurde ein Lehr-
stuhl zur Erforschung seiner Lehren und seiner Geschichte eingerichtet.
Dabei ist durchaus intern umstritten, ob es sich um eine muslimische
 Gemeinschaft oder um eine eigene Religion handelt. In Kooperation mit
dem Christlich-islamischen Gesprächskreis Ludwigshafen.

14. bis 16. September 2018, Martin-Butzer-Haus, Bad Dürkheim
Was ist Wirtschaft?
Der Workshop gibt einen Überblick über zentrale Theorien und Modelle
der Wirtschaftswissenschaften. Dabei wird insbesondere die Notwendig-
keit einer ethischen Perspektive auf wirtschaftliches Handeln diskutiert.
Für Jugendliche und junge Erwachsene zwischen 15 und 26 Jahren.

18. September 2018, 18 Uhr, Kreissparkasse Kaiserslautern
Entgrenzung und Entfremdung: Zukunft der Arbeitsgesellschaft 
Die Digitalisierung wird die Arbeitswelt rasant wandeln. Mensch und
Maschine arbeiten zusammen. Wie definieren wir „gute Arbeit“?
Mit dem Jenaer Soziologen Hartmut Rosa.
In Zusammenarbeit mit der Zukunftsinitiative Rheinland Pfalz (ZIRP) e.V.

21. bis 27. Oktober 2018, Lützen – Dresden – Prag
Religion und Krieg – Herbstakademie der Gesellschaft 
der Freunde der Evangelischen Akademie der Pfalz e.V.
Wir besuchen Gedenkstätten des Dreißigjährigen Kriegs und diskutieren
über Gewaltpotenziale und die friedenstiftende Kraft von Religion heute. 
In Zusammenarbeit mit der Evangelischen Akademie Sachsen-Anhalt.

6. November 2018, 19 Uhr, Heinrich Pesch Haus, Ludwigshafen
Christen und Muslime lesen Bibel und Koran: 
Leib und Seele in den heiligen Schriften
Der Abend widmet sich anhand von Primärtexten Nähen und Unter -
schieden in den Konzeptionen und fragt, welchen Einfluss externe
 Vorstellungen wie Seelenwanderung oder Reinkarnation auf die religiösen
Über zeugungen nehmen. In Kooperation mit dem Christlich-islamischen
 Gesprächskreis Ludwigshafen und der Citykirche Ludwigshafen.

15. November 2018, 16 Uhr, Palais de l’Europe, Strasbourg
Deutsch-französisches Forum Religion und Politik
Welche Rolle spielt der Faktor Religion im sich verändernden Europa?
Das Forum bietet Politikern, Religionsvertretern und Wissenschaftlern
zweimal im Jahr die Möglichkeit zum Austausch über diese Fragen.
In Zusammenarbeit mit den Evangelischen Akademien Badens und des
 Elsass sowie dem Institut für Politikwissenschaft der Universität Stras-
bourg und der Konferenz der Kirchen am Rhein.

23. bis 25. November 2018, Butenschoen-Haus, Landau
Männer*Frauen*Wirtschaft. Was Gender mit Ökonomie zu tun hat
Die gender und feminist economics gehören trotz gender pay gap, trotz
 Studien zur ungleichen Vergabe von Krediten und trotz des Mangels an
weiblichen Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern nicht zu den gefragtes-
ten Disziplinen der Wirtschaftswissenschaften. Wir wollen dennoch einen
Blick auf vermeintliche Männer- und Frauenberufe, auf pink taxes oder 
den Zusammenhang von Geschlecht und Wirtschaftsverhalten werfen.
Für Jugendliche und junge Erwachsene zwischen 15 und 26 Jahren.

6. und 7. Dezember 2018, Butenschoen-Haus, Landau
Friedenswissenschaftliche Tagung: 
Erinnerungsräume – Lernräume – Friedensräume
Erinnerung spielt sich nicht im Nirgendwo ab, sondern in realen und in
imaginierten Räumen. Die Tagung ist international ausgerichtet, ein Fokus
liegt auf der deutsch-französischen Grenzregion und dem Westwall. 
Referenten: Elisabeth Rau, Historikerin, Timothy Williams, Friedens- 
und Konfliktforscher, Deborah Feldman, Autorin des autobiografischen
Romans „Unorthodox“.
In Zusammenarbeit mit der Friedensakademie Rheinland-Pfalz.

E-Mail: info@eapfalz.de „ www.eapfalz.de


